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Die Ländervertretung, der Bun-

desrat, hat am 19. Oktober 

2018 der von der Bundesre-

gierung beschlossenen neuen 

Verordnung „zur weiteren 

Modernisierung des Strahlen-

schutzrechts“ zugestimmt, be-

schloss allerdings diverse Än-

derungen an der Regierungs-

verordnung. Die als „Moder-

nisierung des Strahlenschutz-

rechts“ bezeichnete Neufas-

sung führt auf über 500 Seiten 

zahlreiche Neuerungen in ins-

gesamt 19 Verordnungen ein 

und betrifft neben dem Ra-

donproblem vor allem den 

Arbeitsschutz und den medi-

zinischen Strahlenschutz. 

Damit werde der Schutz der 

Gesundheit vor ionisierender 

und nicht-ionisierender Strah-

lung verbessert, heißt es dazu 

in einer Erklärung des Bun-

desumweltministeriums. Die 

Verordnung soll größtenteils 

am 31. Dezember 2018 in 

Kraft treten, wenn die Bun-

desregierung die Verordnung 

vorher noch in der vom Bun-

desrat beschlossenen Fassung 

billigt. 

Der Regelungsbereich der 

Verordnung ist sehr weit. Die 

Regelungen zur ionisierenden 

Strahlung reichen vom beruf-

lichen über den medizinischen 

Strahlenschutz bis hin zum 

Schutz der Bevölkerung. Sie 

dienen der Ergänzung und 

Konkretisierung des im Jahr 

2017 verkündeten Strahlen-

schutzgesetzes. Beide Regel-

werke zusammen setzen die 

Richtlinie 2013/59/Euratom 

um. 

Zum Schutz vor dem natürlich 

vorkommenden Edelgas Ra-

don sind Regelungen für die 

Ausweisung sogenannter Ra-

donvorsorgegebiete vorgese-

hen. In diesen Gebieten gelten 

für Neubauten in der Regel 

erhöhte Anforderungen, um 

den Zutritt von Radon aus 

dem Boden in die Gebäude zu 

verhindern oder zu erschwe-

ren, sowie Messpflichten zu 

Radon an Arbeitsplätzen. Ra-

don gilt neben Tabakrauch als 

die zweithäufigste Ursache für 

Lungenkrebs. 

Erstmals werden zudem recht-

liche Anforderungen an den 

sicheren Betrieb nichtionisie-

render Strahlungsquellen fest-

gelegt, die zu kosmetischen 

oder sonstigen nichtmedizini-

schen Zwecken eingesetzt 

werden wie beispielsweise der 

Haarentfernung. Hierzu gehö-

ren Laser, hochenergetische 

Blitzlampen und Ultraschall. 

Bislang können diese Strah-

lungsquellen von jeder Person 

gewerblich eingesetzt werden, 

ohne dass eine besondere 

Qualifikation erforderlich ist. 

Derartige Anwendungen sind 

jedoch mit erheblichen ge-

sundheitlichen Risiken für die 

zu behandelnden Personen 

verbunden, wie Verbrennun-

gen, Narbenbildung und die 

Erschwerung der Diagnose 

und Therapie von Hautkrebs-

erkrankungen. Diese Rege-

lungslücke soll nun geschlos-

sen werden. Damit betroffene 

Anwenderinnen und Anwen-

der die künftig geforderte 

Fachkunde auch erwerben 

können, verlangt der Bundes-

rat eine Übergangszeit von 

zwei Jahren, in der das Fort-

bildungsangebot entwickelt 

und dann von den Betroffenen 

auch absolviert werden soll. 

Der Regierungsentwurf hatte 

lediglich eine dreimonatige 

Übergangsfrist vorgesehen. 

Besonders risikobehaftete An-

wendungen wie beispielswei-

se die Entfernung von Tattoos 

oder Permanent Makeup mit-

tels Laser sollen künftig nur 

noch Ärztinnen und Ärzten 

vornehmen dürfen. Anders als 

im Regierungsentwurf vorge-

sehen sind dazu allerdings 

nicht nur bestimmte Fachärzte 

wie Dermatologen oder Plasti-

sche Chirurgen berechtigt, 

sondern sämtliche approbier-

ten Ärzte, sofern sie über die 

entsprechende Fachkunde ver-

fügen. Diese muss durch ärzt-

liche Weiter- oder Fortbildun-

gen nachgewiesen werden. 

Dieser Teil der Verordnung 

soll erst Ende 2020 in Kraft 

treten, damit sich die zustän-

digen Landesbehörden und die 

betroffenen Betriebe auf die 

neue Rechtslage einstellen 

können, heißt es. 

Der Bundesrat hat zudem 

knapp 60 weitere Änderungen 

an der geplanten Reform des 

Strahlenschutzrechts beschlos-

sen. Diese zielen überwiegend 

darauf ab, den Vollzug zu er-

leichtern und die Praktikabili-

tät für die Anwenderinnen und 

Anwender zu erhöhen, heißt 

es. Sofern die Bundesregie-

rung alle Vorgaben des Bun-

desrates umsetzt, kann sie die 

Verordnung verkünden und 

damit in Kraft setzen. 

Die Zustimmung des Bundes-

kabinetts zu diesen Änderun-

gen ist für November geplant. 

Die neue Strahlenschutzver-

ordnung soll dann gleichzeitig 

mit dem Strahlenschutzgesetz 

Ende Dezember 2018 in Kraft 

treten, die Regelungen zum 

Schutz vor der schädlichen 

Wirkung nichtionisierender 

Strahlung bei der Anwendung 

am Menschen entsprechend 

den Änderungsforderungen 

der Ländervertretung erst En-

de 2020. 

Die vom Bundesrat beschlosse-

nen Änderungswünsche der Ver-

ordnung sind abrufbar unter 

https://www.bundesrat.de/DE/ple

num/bundesrat-

kompakt/18/971/051.html?nn=43

52768#top-51. Der vom Kabinett 

beschlossene ursprüngliche Ver-

ordnungstext ist abrufbar unter: 

www.bmu.de/GE808   

Die Stilllegung der Urananrei-

cherungsanlage in Gronau 

(NRW) und der Brennelemen-

tefabrik in Lingen (Nieder-

sachsen) ist rechtlich möglich. 

In dieser Kernaussage waren 

sich die meisten Juristen einig, 

die am 17. Oktober 2018 als 

Sachverständige an einer An-

hörung des Bundestagsaus-

schusses für Umwelt, Natur-

schutz und nukleare Sicherheit 

in Berlin teilgenommen ha-

ben. „Jetzt muss weiterhin 

Überzeugungsarbeit geleistet 

werden, um die nötigen politi-

schen Mehrheiten für die Still-

legung der beiden Uranfabri-

ken zu bekommen. Und natür-

lich wird es weiterhin De-

monstrationen und andere 

Protestaktionen geben – bis 

die Anlagen außer Betrieb 

sind und nicht länger mit an-

gereichertem Uran und Brenn-

elementen den Betrieb von 

Atomkraftwerken in Belgien, 

in der Schweiz und anderswo 

gewährleisten können“, so der 

Bundesverband Bürgerinitia-

tiven Umweltschutz (BBU) in 

einer ersten Stellungnahme 

nach der Anhörung. 

Die Forderung von Bündnis 

90/Die Grünen und Linksfrak-

tion, Urananreicherung und 

Brennelementeherstellung in 

Deutschland zu beenden, war 

von den Juristen sehr unter-
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schiedlich bewertet worden. 

Ein Teil der Juristen warf in 

der Anhörung die Frage auf, 

ob mit dem geforderten Aus-

stieg Verfassungs-, Völker- 

oder EU-Recht gebrochen 

werden würde. 

Beide Fraktionen haben einen 

entsprechenden Gesetzentwurf 

[1] bzw. einen Antrag [2] vor-

gelegt. Darin fordern sie, die 

Betriebserlaubnis für Anlagen 

der Urananreicherung und 

Brennelementeherstellung zu 

beenden und diese stillzule-

gen. Die Abgeordneten argu-

mentieren, diese Maßnahmen 

seien im Zuge des deutschen 

Atomausstiegs nötig. 

Der Rechtsanwalt Stefan Wie-

sendahl betonte in seiner Stel-

lungnahme vor dem Bundes-

tagsausschuss, die Beendi-

gung der Urananreicherung 

und die Brennelementeherstel-

lung ließen sich nur „sehr be-

dingt“ mit dem Ausstieg aus 

der friedlichen Nutzung der 

Kernenergie vergleichen, da 

sie bereits in der Risikobewer-

tung „grundlegend unterschied-

lich“ seien. Ein Ausstieg wür-

de sowohl gegen Eigentums-

rechte wie die Berufsfreiheit 

verstoßen. Zudem gebe es da-

gegen erhebliche europarecht-

liche Bedenken, weil ein Aus-

stieg sich auf die Warenver-

kehrsfreiheit auswirken wür-

de. Das Haftungsrisiko sei 

„signifikant hoch“. 

Rechtsanwalt Herbert Pösser 

sagte, eine einseitige Lösung 

Deutschlands aus den entspre-

chenden Verträgen sei erst im 

Jahr 2042 möglich. Zudem 

gebe es nach dem Vertrag von 

Cardiff, bei dem ein Rücktritt 

Deutschlands erst 2016 mög-

lich wäre, die Pflicht, Bau und 

Betrieb von Urananreicherungs-

anlagen zu fördern und nicht 

zu beeinträchtigen. Bei einem 

Ausstieg drohten erhebliche 

Schadenersatzansprüche. 

Zu einer gänzlich anderen 

Bewertung kam die Rechts-

anwältin Dörte Fouquet. Sie 

sehe keine grundlegenden ver-

fassungsrechtlichen oder eu-

roparechtlichen Bedenken, die 

gegen den geforderten Aus-

stieg sprächen. Vielmehr müs-

se „die Kette geschlossen“ 

und die Verbreitung von 

Kernbrennstoffen auf dem 

Boden der Bundesrepublik 

eingestellt werden. Es sei das 

souveräne Recht eines jeden 

Staates, seine Energiequellen 

selbst auszuwählen. 

Auch der Jurist Professor Wolf-

gang Ewer sagte, die Forde-

rungen wären verfassungs- 

und unionsrechtskonform. Da-

für bedürfe es eines „legitimen 

Ziels“, das nicht davon ab-

hängig sei, ob es neue Er-

kenntnisse zum Risiko der 

Urananreicherung und Brenn-

elementeherstellung gebe. Dies 

sei auch bei unveränderter Ri-

sikolage möglich. Je nach der 

gegebenen Frist für die Been-

digung der Techniken könnten 

Entschädigungszahlungen nö-

tig sein. 

Zu dem Schluss, der geforder-

te Ausstieg sei verfassungs-

konform, kommt auch der Ju-

rist Ulrich Wollenteit. Wie 

man eine Ausstiegsgesetzge-

bung entsprechend gestalte, 

habe das Bundesverfassungs-

gericht spätestens mit seiner 

Entscheidung aus dem De-

zember 2016 erklärt. Es habe 

dem Gesetzgeber einen „wei-

ten Einschätzungs- und Ent-

scheidungsspielraum“ einge-

räumt. Die Entscheidung, auf 

eine Hochrisikotechnologie zu 

verzichten, sei ein legitimer 

Grund. Mit einer Ausstiegs-

frist von ein bis drei Jahren 

könnten auch Entschädigungs-

zahlungen vermieden werden. 

Für Professor Joachim Wie-

land von der Deutschen Uni-

versität für Verwaltungswis-

senschaften Speyer ist klar, 

dass die friedliche Nutzung 

der Kernenergie von einer po-

litischen Entscheidung des 

Gesetzgebers abhängig ist. 

Zwar müsse der Vertrauens-

schutz berücksichtigt werden, 

aber seit den 1970er Jahren 

gebe es den durchgehenden 

Tenor des Bundesverfassungs-

gerichts, wonach der Umgang 

mit der Kernenergie vom Par-

lament abhängig sei. Zudem 

seien völkerrechtliche Verträ-

ge durch den Gesetzgeber 

kündbar. 

Der ehemalige Botschafter 

und Ständige Vertreter der 

Bundesrepublik Deutschland 

bei dem Büro der Vereinten 

Nationen und bei anderen in-

ternationalen Organisationen 

in Wien, Friedrich Däuble, 

wies darauf hin, es sei von er-

heblicher sicherheitspolitischer 

Bedeutung, dass Deutschland 

weiterhin eine „substantielle 

Mitsprache“ in den Gremien 

habe, in denen Atomverträge 

– etwa mit dem Iran – verhan-

delt würden. Dabei gehe es 

auch um die Festlegung inter-

nationaler Sicherheitsstandards 

für Atomanlagen. Wer dabei 

nicht Mitglied des Gouver-

neursrates sei, dem höre „kein 

Mensch zu“. 

Holger Bröskamp, ehemaliger 

Geschäftsführer der GNS Ge-

sellschaft für Nuklear-Service 

mbH, wies darauf hin, dass 

Anlagen zur Urananreiche-

rung „nicht vergleichbar“ mit 

Kernkraftwerken seien, wenn 

es um das potentielle Risiko 

gehe. Hier würden weder 

Kernspaltung noch Kettenre-

aktionen stattfinden, und es 

entstünden auch keine Spalt-

produkte oder Nachzerfalls-

wärme. 

Jan-Christian Lewitz, Physi-

ker bei der Lewitz LTZ Con-

sulting GmbH, betonte, die in 

Rede stehenden Anlagen seien 

in Sachen Risiko „relativ un-

bedeutend“ und nicht ver-

gleichbar mit Atomkraftwer-

ken. Es herrsche in der Bun-

desrepublik beim Umgang mit 

Stoffen eigentlich das Prinzip 

„Wiederverwendung vor Ver-

wertung vor Entsorgung“. Nur 

radioaktive Stoffe würden an-

ders behandelt und es müsse 

Endlager geben, in denen sie 

eine Million Jahre sicher ge-

lagert werden könnten. Dabei 

gebe es „das Abfallproblem 

technisch nicht“. 

Die Bundestagsfraktion Die 

Linke hatte kritisiert, daß die 

Uranfabriken in Gronau und 

Lingen bislang vom Atomaus-

stieg ausgenommen sind und 

über unbefristete Genehmi-

gungen verfügen. Diese Uran-

fabriken beliefern Atomkraft-

werke in aller Welt und stellen 

damit deren Weiterbetrieb si-

cher. Zu den Kunden gehören 

auch AKWs, die besonders 

hohe Risiken bergen und de-

ren Folgen im Falle eines gra-

vierenden Störfalls unmittel-

bar auch die Bevölkerung in 

der Bundesrepublik Deutsch-

land bedrohen. Deshalb sei es 

zwingend, diese Uranfabriken 

in den Atomausstieg einzube-

ziehen und die atomrechtli-

chen Voraussetzungen dafür 

zu schaffen. Außerdem sei 

rechtlich der Export von Kern-

brennstoffen zu untersagen, 

wenn deren Einsatz mit einer 

Gefährdung der bundesdeut-

schen Bevölkerung verbunden 

ist. 

In einem Rechtsgutachten im 

Auftrag der Deutschen Sekti-

on der Internationalen Ärzte 

für die Verhütung des Atom-

krieges/Ärzte in sozialer Ver-

antwortung e.V. (IPPNW) hat-

te die Rechtsanwältin Dr. 

Cornelia Ziehm bereits im Juli 

2016 dargelegt, dass die Bun-

desregierung zumindest die 

Lieferungen von Kernbrenn-

stoffen in Form von angerei-

chertem Uran bzw. als frische 

Brennelemente unterbinden 

kann, indem sie die erforderli-

chen Ausfuhrgenehmigungen 

nicht erteilt. [3] 

Weitere Anregungen dazu hat-

te die internationale Ärzteor-

ganisation IPPNW in einem 

weiteren Rechtsgutachten im 

April 2017 vorgelegt. [4] Im 

Mai 2017 schließlich legte 

auch die Umweltschutzorgani-

sation Greenpeace eine Stel-

lungnahme vor, in der die 

rechtlichen Rahmenbedingun-

gen für ein „Phase-Out“ der 

beiden Uranfabriken Lingen 

und Gronau dargestellt wur-

den. [5] 

Die vom Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz, Bau 

und Reaktorsicherheit (BMUB) 

im März 2017 in Auftrag ge-

gebenen und im November 

2017 vorgelegten Rechtsgutach-

ten [6] zeigen auf, dass unter 

Beachtung einiger Rahmenbe-
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dingungen eine atomrechtliche 

Stilllegung der Uranfabriken 

in Gronau und Lingen grund-

sätzlich verfassungskonform 

möglich und auch verhältnis-

mäßig wäre. 

Zur Begründung einer solchen 

Stilllegung der Uranfabriken 

heißt es in dem vom BMUB 

bei Prof. Dr. Wolfgang Ewer 

und Dr. Tobias Thienel beauf-

tragten Gutachten unter ande-

rem: Die atomrechtliche Still-

legung „wäre insbesondere 

verhältnismäßig, weil der hoch-

rangige Schutz des menschli-

chen Lebens, der menschli-

chen Gesundheit und der 

natürlichen Umwelt vor dem 

Restrisiko der Kerntechnik ge-

genüber der Beeinträchtigung 

des Eigentums – insbesondere 

– der betroffenen Betreiber-

innen abstrakt und im kon-

kreten Einzelfall Vorrang ge-

nießt. Das Eigentum an An-

lagen zur Urananreicherung 

oder zur Brennelementeferti-

gung weist einen besonders 

ausgeprägten sozialen Bezug 

auf. Außerdem bedeutet die in 

Art. 73 Abs. 1 Nr. 14 GG nie-

dergelegte Kompetenz des 

Gesetzgebers, die Grundsatz-

entscheidung für oder gegen 

die Zulässigkeit der friedli-

chen Nutzung der Kernenergie 

zu treffen, dass die Betreibe-

rinnen zu jeder Zeit einem Ri-

siko der Neubewertung des 

unvermeidlichen Restrisikos 

der Kerntechnik durch den 

Gesetzgeber ausgesetzt wa-

ren.“ [7] 

Auch das vorgelegte Gutach-

ten von Dr. Sabine Konrad 

mit besonderem Blick auf 

völkerrechtliche Aspekte einer 

atomrechtlichen Stilllegung der 

Uranfabriken in Gronau und 

Lingen bestätigt im Wesent-

lichen diese Möglichkeit. [8] 

Das Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit stellt in Verbindung 

mit der Veröffentlichung der 

genannten Gutachten auf sei-

ner Homepage fest: „Eine Be-

endigung der Brennelemente-

fertigung in Deutschland wür-

de zu einer konsistenteren Li-

nie in der deutschen Atom-

ausstiegspolitik führen. Es 

bleibt der politischen Willens-

bildung innerhalb der Bundes-

regierung überlassen, ob sie 

diesen Weg gehen will.“ [9] 

Die Fraktion von Bündnis 90/ 

Die Grünen hatte zu ihrem 

Gesetzentwurf argumentiert: 

Spätestens am 31. Dezember 

2022 werde das letzte gewerb-

liche Atomkraftwerk in Deutsch-

land abgeschaltet. Damit ende 

das Zeitalter atomarer Ener-

giegewinnung in Deutschland. 

Nach derzeitiger Rechtslage 

können atomare Anlagen, die 

Produkte für den Betrieb von 

Atomkraftwerken herstellen, 

auch nach dem Ende des 

AKW-Betriebs weiterlaufen. 

Dabei handelt es sich insbe-

sondere um Betriebe zur An-

reicherung von Uran und zur 

Herstellung von Brennelemen-

ten oder deren Vorprodukten. 

Auch der Betrieb solcher An-

lagen sei mit Risiken verbun-

den. Dies beinhalte atomare 

und chemotoxische Risiken 

für das menschliche Leben, 

die menschliche Gesundheit 

und die Umwelt. Darüber hin-

aus verursachten sie radioak-

tive Abfälle mit generations-

übergreifender Gefährlichkeit. 

Risiken für Mensch und Um-

welt entstünden auch durch 

die, durch diese Anlagen ver-

ursachten, Transporte radioak-

tiver Stoffe. Nicht zuletzt dien-

ten Produkte aus solchen An-

lagen dem Betrieb von grenz-

nahen ausländischen Atom-

kraftwerken, deren Betriebsri-

siken auch Menschen in 

Deutschland und die Umwelt 

betreffen. 

Der Betrieb solcher Anlagen 

über die Betriebsdauer von 

Atomkraftwerken hinaus wi-

derspreche dem Ziel Deutsch-

lands, die Nutzung der Kern-

energie zur gewerblichen Er-

zeugung von Strom zu been-

den (§ 1 Nummer 1 des Atom-

gesetzes). Die von diesen Be-

trieben ausgehenden atomaren 

und chemotoxischen Risiken 

für das Leben, die Gesundheit 

und die Umwelt würden be-

endet. 

Daher sei auch der Betrieb 

von Anlagen zur Urananrei-

cherung und zur Bearbeitung 

und Verarbeitung von Kern-

brennstoffen zum Zwecke der 

Herstellung von Brennelemen-

ten oder deren Vorprodukten – 

entsprechend dem Ende des 

Betriebs von Atomkraftwer-

ken – zum 31. Dezember 2022 

zu beenden. Transporte radio-

aktiver Stoffe würden zudem 

damit vermieden und der An-

fall radioaktiver Stoffe, die 

der Entsorgung (Endlagerung) 

zuzuführen sind, verringert. 

Urenco zeigt keine Ein-
sicht, die Atomkraftwerke 
Tihange und Doel werden 
weiter beliefert 

Der internationale Urananrei-

cherer Urenco wird weiterhin 

die belgischen Atomkraftwer-

ke Tihange und Doel mit an-

gereichertem Uran von seinen 

Standorten Gronau in Westfa-

len und Almelo in den Nieder-

landen für die Brennelemente-

fertigung beliefern. Dies teilte 

ein Unternehmenssprecher am 

Wochenende in zwei Antwort-

Mails an einen belgischen 

Atomkraftgegner sowie an das 

Umweltinstitut München mit. 

In beiden Schreiben heißt es 

gleichlautend: „URENCO hat 

langjährige Verträge mit unse-

ren belgischen Kunden, und in 

dieser Hinsicht erfüllen wir 

weiterhin unsere Verpflichtun-

gen.“ 

Erst Anfang Oktober hatte der 

Chef von Urenco Deutsch-

land, Joachim Ohnemus, in 

Gronau gegenüber Bundes-

tagsabgeordneten der Linken 

und von Bündnis 90/Die Grü-

nen bekundet, dass Urenco in 

Zukunft auf Uranlieferungen 

von Gronau nach Belgien „in-

tern“ verzichten wolle. Grün-

de für den jetzigen Rückzieher 

nannte Urenco nicht. 

In diesem Zusammenhang kri-

tisieren die Anti-Atomkraft-

Initiativen und der Bundes-

verband Bürgerinitiativen Um-

weltschutz (BBU) auch den 

Ministerpräsidenten von Nord-

rhein-Westfalen, Armin Laschet, 

der zwar gerne die Stilllegung 

von Tihange und Doel sowie 

einen Exportstopp für Kern-

brennstoffe aus Deutschland 

dorthin fordert, nun jedoch 

just eine Bundesratsinitiative 

von Baden-Württemberg ab-

lehne, die einen solchen Ex-

portstopp erreichen will. Auch 

habe Laschet bislang seine 

CDU-Parteifreunde in Berlin 

nicht von einem Exportstopp 

und Ausstieg aus der Uran-

anreicherung und der Brenn-

elementefertigung überzeugen 

können oder wollen. 
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